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Weiters kommt zu betrachten die Geſtaltung der Behörde, das 


Verfahren und die Geltendmachung im engeren Sinne. 


Der Verwaltungsgerichtshof iſt eine Collegialbehörde, wie dies 
bereits ſein Name ausſpricht und der Dienſt bei demſelben ein be⸗ 
ſoldetes Staatsamt. 

Hierin liegt ein wichtiger, in einer Richtung der Theorie ſehr 
beliebter und auch der öſterreichiſchen modernen Geſetzgebung zu Grunde 
gelegter, namentlich aber in dem Staatsgrundgeſetze über die richter⸗ 
liche Gewalt zum Ausdrucke gelangter Grundſatz ausgeſprochen, daß 
nämlich das Rechtſprechen, die Gerichtsbarkeit, eine ausſchließlich ſtaat⸗ 
liche Function ſei und daher nur von ſtaatlichen Organen geübt 
werden könne. 

Nicht die Einführung von Geſchwornengerichten, wohl aber die 
von Schöffengerichten ſteht hiemit nicht mehr im Einklange. 

„In dieſem Grundſatze der öſterreichiſchen Geſetzgebung findet 
es ſeine Begründung, daß jenen zwei neben einander herlaufenden 
rechtsanwendenden Organismen, nämlich den ſtaatlichen und autono⸗ 
men administrativen Behörden nur ein ausſchließlich ſtaatliches 
Organ als Verwaltungsgerichtsbarkeit überordnet wurde und dieſer, 
auf dem Standpunkte unſerer Geſetzgebung allerdings nur anſcheinende 
Widerſpruch war es, weßhalb von officköſer Seite dieſer Punkt be⸗ 
ſonders rechtfertigend hervorgehoben wurde, da die Vermuthung nahe 
lag, es werde als ein Eingriff in die Autonomie angeſehen werden, 


wenn auch die rechtskräftigen Ausſprüche derſelben der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit eines lediglich ſtaatlichen Organes unterſtellt werden. 

Wollte gegen den E. der Vorwurf erhoben werden, daß durch 
denſelben lediglich ein bureaukratiſcher Apparat geſchaffen werde, ſo 
hätte ſolcher Vorwurf, wenn er gegen die Organiſation des Gerichts⸗ 
hofes als eines aus Staatsbeamten zuſammengeſetzten Collegialgerichtes 
gerichtet wird, keine Berechtigung. Anhaltspunkte zu derlei Vorwurf 
könnten nur aus der Mangelhaftigkeit der ganzen Anlage des Juris⸗ 
dictionsapparates gefunden werden. Daß die ganze Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit lediglich in der Einführung eines Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes als Reviſionsinſtanz mit Staatsbeamten beſetzt beſteht, 
gibt ihr den Anſtrich des Bureaukratiſchen im Gegenſatze zum Volks⸗ 
thümlichen, nicht aber der Umſtand, daß das Richteramt am Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe ein Staatsamt und kein Ehrenamt iſt. 

Auch das Reichsgericht des engliſchen, der Conseil d'Etat des 
franzöſiſchen, der Verwaltungsgerichtshof des badiſchen Rechtes, wie 
der des bateriſchen Entwurfes find Staatsgerichtshöfe. Dagegen aber 
ſpricht in den erſten Inſtanzen: den Friedensrichtern, ſogar den Prä⸗ 
fecturräthen, den Bezirksräthen, den Kreisausſchüſſen und Verwaltungs⸗ 
75 das Volk in der Form des unbeſoldeten Ehrenamtes mit 

echt. 

Nach dem E. beginnt die Rechtſprechung, die Verwaltungsge⸗ 
richtsbarkeit erſt mit dem von gelehrten ſtändigen Richtern beſetzten 
Verwaltungsgerichtshofe. Als letzte Inſtanz einer von unten herauf 
organiſirten Verwaltungsgerichtsbarkeit gedacht, müͤſſen wir 
uns, wie gejagt, mit der Drganifirung des Gerichtshofes durch den 
E. einverſtanden erklären, und wir haben bereits oben den großen 
Vorzug gegenüber der Organiſirung des Reichsgerichtes hervorgehoben. 
Da aber der letzten Inſtanz eine erſte Verwaltungsgerichtsbarkeit⸗In⸗ 
ſtanz fehlt, ſo fehlt unſerer ganzen Verwaltungsgerichtsbarkeit das 
volksthümliche Element. = 

Zwiſchen der Scylla des von der Krone beeinflußbaren ſtaatlich 
beamteten und beſoldeten Richterſtandes und der Charybdis der Recht⸗ 
ſprechung der Majoritätspartei die Gerechtigkeit unverſehrt durchzu⸗ 
bringen, plaidirt Gneiſt im Anſchluſſe an engliſche Inſtitutionen ein⸗ 
dringlich und mit viel Geiſt für die Verbindung des Ehrenamtes mit 
der Ernennung durch die Krone. In gleicher Tendenz haben das badiſche *) 
und preußiſche Recht ein gemiſchtes Syſtem eingeführt. Der Bezirks⸗ 
rath des badiſchen Geſetzes vom 5. October 1863 als erſte Inſtanz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird ſo gebildet, daß alljährlich von 
der Kreisverſammlung für jeden Amtsbezirk des Kreiſes durch freie 
Wahl aus ſämmtlichen Staatsbürgern, die in demfelben ſeit mindeſtens 
einem Jahre anſäſſig ſind und das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben, 
eine Liſte aufgeſtellt wird, welche drei Mal ſoviel Namen enthält, 
als Mitglieder des Bezirksrathes ernannt werden ſollen. Aus dieſer 
Liſte ernennt das Miniſterium des Innern je für zwei Jahre die 
Mitglieder des Bezirksrathes ($ 2). Der Dienſt eines Mitgliedes des 
Bezirksrathes iſt ein Ehrenamt ($ 3) Der Bezirksbeamte führt bet 


) Mit dieſem ſtimmt der baieriſche E. überein. 


den Berathungen des Bezirksrathes den Vorſitz, hat Stimmrecht und 
bei Stimmengleichheit die Entſcheidung (§ 4) ). Die Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtshofes werden von dem Landesherrn ernannt. Das 
preußiſche Geſetz vom 13. December 1872 beſtimmt § 131: Der 
Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrathe und ſechs Mitgliedern, welche 
von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach 
abſoluter Stimmenmehrheit gewählt werden, § 188, beziehungsweiſe 
§ 41 des Geſetzes dom 8. März 1871: das Verwaltungsgericht bes 
ſteht aus einem richterlichen Beamten einem Verwaltungsbeamten und 
ferneren drei von der Provinzialvertretung zu wählenden Mitgliedern, 
§ 42: Die Anweſenheit von drei Mitgliedern einſchließlich der beiden 
ernannten Beamten genügt für die Beſchlußfähigkeit, $ 188 3): Der 
Vorſitzende des Verwaltungsgerichtes nimmt immer an der Abſtim⸗ 
mung Theil. 

Bietet daher das preußiſche Geſetz keinen Anhaltspunkt zur Ver⸗ 
gleichung mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit des E., ſo gleicht dieſe 
letztere im Zuſammenhalte mit dem badiſchen, engliſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Rechte einem Kopfe, dem der Rumpf fehlt. Die rechtsanwen⸗ 
dende Thätigkeit unſerer adminiſtrativen und autonomen Organe als 
eine Verwaltungsgerichtsbarkeit anzuſehen, wird wohl niemand bei⸗ 
kommen. Während ſomit, um das gebrauchte Bild feſtzuhalten, gegen 
die Organiſirung des Verwaltungsgerichtshofes als Kopf eines Rumpfes 
nichts einzuwenden geweſen wäre, ſteht ſie als ganzer Körper der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit im Widerſpruche mit der angeführten poſt⸗ 
tiven Geſetzgebung, welche in Uebereinſtimmung mit der heute in der 
Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebungspolitik vorherrſchenden Strömung 
die Heranziehung des Volkes zur Rechtſprechung vollführt und ver⸗ 
langt, gleichviel ob im eigenen oder übertragenen Wirkungskreiſe. 

Allerdings muß dieſe Heranziehung des Volkes in einer Weiſe 
geſchehen, daß ſie nicht zur Rechtſprechung einer politiſchen oder 
ſocialen Partei wird. Wir halten die Löſung dieſer Frage für das 
ſchwierigſte Problem der Verwaltungsgerichtsbarkeit, und mag dahinge⸗ 
ſtellt bleiben, ob es durch das engliſche, badiſche oder preußiſche Recht 
gelöst ſei, ſo bleibt immer doch das beſtimmte Verfahren, welches 
die Rechtshilfe vor dieſen Volksgerichten weit über die vor den rein 
parteimäßig organiſirten, an kein beſtimmtes Verfahren gebundenen 
Behörden und Organen erhebt. 

Dieſe ſchwierige Frage hat der E. einfach bei Seite liegen 
laſſen, aber wie uns ſcheint, nicht deßhalb, weil er die Theilnahme 
des Volkes an der Rechtsanwendung in Oeſterreich für entſprechend 
geregelt hielt, ſondern vielmehr aus dem vielleicht nur unbewußten 
Gefühle einer Reaction gegen das Zuviel der bereits beſtehenden Au⸗ 
tonomie. Dieſes Gefühl herrſcht bereits in weiten und auch maßgebenden 
Kreiſen vor und findet auch ſeinen Ausdruck. Es hat nicht nur ſeine 
ſpeciell öſterreichiſchen Gründe, welche vornehmlich darin beſtehen, daß 
uns die Grundlagen der Volksverwaltung überhaupt und insbeſondere 
einer ſo weit gehenden Autonomie, wie ie bei uns faft überhaftet ein⸗ 
geführt und fortdauernd erweitert wurde, nämlich lebensfähige Gemeinden 
fehlen und täglich mehr fehlen — ſind ja durch böhmiſches Landesgeſetz eben 
jetzt wieder mehr als 80 Gemeinden zerlegt worden — ſondern es 
hat auch ſeine allgemeinen, namentlich durch die gewaltigen Ereigniſſe 
des Jahres 1870 veranlaßten Gründe. Der alte Eudämonismus regt 
wieder ſein Haupt und die väterliche Fürſorge des Staates für Alles 
und Jedes gewinnt mehr und mehr Anhänger. Eine, wenn auch ſchüch⸗ 
terne Etappe in dieſer Richtung däucht uns auch die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit des E. 

Wir jelbft haben die Mißſtände autonomer Rechtsanwendung 
gegeißelt, doch iſt es nicht der richtige Weg eine neue Form des 
ſtaatlichen Auffichtörechtes, welches wegen feines odioſen polizeilichen 
Beigeſchmacks ohnehin, wenn auch gegen die allfällige Conceſſion einer 
gleichzeitigen Beſchränkung des autonomen Wirkungskreiſes, auf ein 
Minimum reſtringirt werden ſollte, zu erfinden, als welche den auto⸗ 
nomen Organen gegenüber der Verwaltungsgerichtshof fich für das 
ſubjective Recht darſtellt. Gerade die Einführung der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit hätte in ihrer ſich als nothwendig ergebenden Organi⸗ 
ſation von unten herauf die Gelegenheit und mit dieſer inneren Noth⸗ 
wendigkeit den Grund gegeben, die autonomen Organe auf dem Ge⸗ 
diete der Verwaltung auf die ſogenannte freie Verwaltung der in die 
Autonomie fallenden Angelegenheiten zu beſchränken, die lediglich und 


) Ganz analog find die Beſtimmungen des bairiſchen E., die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit betr. Art. 8 und 9. 7 
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ſtrict rechtsanwendende Thätigkeit ihrem eigenen Wirkungskreiſe zu 
entziehen, und dieſe dann nothwendige Beſchränkung wäre zugleich viel⸗ 
fach zum berechtigten Anlaſſe geworden, überhaupt ſich nach der bis⸗ 
herigen Erfahrung als nothwendig ergebende Umgeſtaltungen durchzu⸗ 
führen, wobei das hiebei zur Durchführung gelangende, auf Einfüh⸗ 
rung einer vollen und ganzen Verwaltungsgerichtsbarkeit und Heran⸗ 
ziehung des Volkes zur Rechtſprechung beruhende Princip jene Vor⸗ 
würfe verſtummen gemacht hätte, welche andernfalls von Verkummerung 
der Autonomie und der Volksrechte ſprächen. Hier hätte uns das Beiſpiel 
Badens, welches uns ſonſt doch viel zum Vorbilde dient und jüngft erft 
Preußens, ſo wie die baieriſchen Entwürfe lehrreich ſein können, 
daß es nicht angehe, auf eine öffentlich⸗rechtliche Organiſation, welche 
von einer Verwaltungsgerichtsbarkeit nichts weiß, eine Inſtitution kurz⸗ 
weg aufzupfropfen, die ohne innigen organiſchen Zuſammenhang mit 
der beſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Organiſation nun einmal wirkſam 
nicht beſtehen kann. Weder das badiſche noch das preußiſche Geſetz 
enthalten in ihren Aufſchriften etwas von der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit, jenes heißt Geſetz über die Organiſation der inneren Ver⸗ 
waltung, dieſes Kreisordnung. Allerdings eine leichte Aufgabe wäre 
dies nicht geweſen. 
Nach dieſer Abſchweifung gehen wir zum Verfahren über, 


(Schluß des Artikels III. folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum § 122 C. O. Aerarialforderungen werden im Concurſe auf 
Grund von Ausweiſen der betreffenden Verwaltungsbehörden liqui⸗ 
dirt und liegt nicht der k. k. Finanzprocuratur, ſondern dem Concurs⸗ 
maſſeverwalter ob, über die beſtrittene Nichtigkeit derſelben die 
Entſcheidung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde einzuholen. 


In der Concursangelegenheit über das Bermögen des Herſch L. 
hat die k. k. Finanzprocuratur Namens des Staatsſchatzes auf Grund 
ſteuerämtlicher Ausweiſe die darin bezeichneten Steuerrückſtände an 
Erwerb⸗, Einkommen⸗. Hauszind und Hausclaſſenſteuer ſammt Zu⸗ 
ſchlägen liguidirt und hat dagegen der Coneursmaſſeverwalter bei der 
Liquidirungstagfahrt Einwendungen erhoben. 

In Erledigung der Liquidirungdverhandlung hat der Coneurs⸗ 
commiſſär mit Beſcheid vom 26. September 1870, 3. 9651 bezüglich 
der angemeldeten und beſtrittenen Steuerrückſtände die k. k. Finanz⸗ 
procuratur mit dem verſtändigt, daß über die Richtigkeit der betreffen⸗ 
den beſtrittenen Steuerruͤckſtände eine Entſcheidung der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde einzuholen ſei. — In dem betreffenden Verthei⸗ 
lungsentwurfe ſind die obgedachten liquidirten Steuerrückſtände ge⸗ 
hörigenorts aufgenommen worden; da ſie aber zugleich als ſtreitig be⸗ 
zeichnet worden waren, ſo hat die k. k. Finanzprocuratur beim k. k. 
Kreisgerichte in Sambor als dem zuſtändigen Concursgerichte ein 
Geſuch überreicht, damit die oftgedachten liguidirten Steuerrückſtands⸗ 
beträge ohne Rückſicht auf die bezüglich derſelben von dem Maſſever⸗ 
walter erhobenen Einwendungen als richtig anerkannt werden und da⸗ 
mit die Befriedigung derſelben aus den Fonden der Coneursmaſſe ver⸗ 
fügt werde. 

Mit den gleichlautenden Entſcheidungen des k. k. Kreisgerichtes 
in Sambor und des k. k. Oberlandesgerichtes in Lemberg iſt obiges 
Geſuch als zuwider dem § 127 C. O. überreicht, der k. k. Finanz⸗ 
procuratur mit Verweiſung auf den Beſcheid des Eoncurscommiſſärs 
erfolglos zurückgeſtellt worden. 

Dawider ergriff die k. k. Finanzprocuratur Namens des Staats⸗ 
ſchatzes, den a. o. Reviſionsrecurs, welchem der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof unterm 8. Jänner 1873, 3. 12.599 ftattgab und die beiden une 
terrichterlichen Entſcheidungen dahin abänderte, daß der Concursmaſſe⸗ 
verwalter anzuweiſen ſei, binnen einer angemeſſenen Friſt, welche das 
Concursgericht zu beſtimmen hat, die bei der Liquidirung erhobenen 
Einwendungen gegen die obigen Beträge an rückſtändigen Steuern 
und Zuſchlägen bei der zuſtändigen Verwaltungsbehörde anzubringen 
und ſich mit der bezüglichen Entſcheidung auszuweiſen, widrigens jene 
zwar in den Vertheilungsentwurf aufgenommen, jedoch darin als ſtreitig 
bezeichnete Beträge als liquid zu behandeln ſein werden. Denn die 
Anmeldung der in Frage ſtehenden Beträge an rückſtändigen Steuern 


und Zuſchlägen beruht auf Amtsurkunden, welche bei der Einbringung 
ſolcher Forderungen zu Grunde gelegt werden und vor der Wirkſam⸗ 
keit der neuen Concursordnung vom 28. December 1868, Nr. 1 
R. G. Bl. ex 1869, nach Anordnung des Hofdecretes vom 3. Fe⸗ 
bruar 1821, Nr. 1737 J. G. S., ſpeciell auch im Concurſe in Bezug 
auf die Einbringung ſolcher Forderungen derart maßgebend waren, 
daß es lediglich dem Vertreter der Concursmaſſe unbenommen blieb, 
gegen die von den Steuerämtern ausgewieſenen Steuerrückſtände ge⸗ 
gründete Einwendungen bei höheren politiſchen oder Cameralbehörden 
anzubringen. Dieſe Amtsurkunden ſtellen ſich daher bereits als Er⸗ 
kenntniſſe über den Beſtand der darin bezeichneten Steuerrückſtände 
dar, Angeſichts deren es, nach der Natur der Sache und im Sinne 
des obigen Hofdecretes, ſo wie in Anbetracht, daß diesfalls auch die 
nun geltende Coneursordnung, deren $$ 115, 119 und 127 ſpeciell 
hervorzuheben find, eine andere Beſtimmung nicht enthält, keineswegs 
der den Staatsſchatz vertretenden k. k. Finanzprocuratur obliegen kann, 
über den Beſtand der gedachten Aerarialforderung noch ein weiteres 
Erkenntniß beizubringen, ſondern vielmehr als Obliegenheit des Maſſe⸗ 
verwalters angeſehen werden muß, über diejenigen Einwendungen, 
welche er gegen die in Frage ſtehehenden Rückſtandsbeträge zu erheben 
in der Lage war, die Entſcheidung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde 
zu erwirken. 6.3. 


Einftellung einer Keſſelfabrication wegen die Nachbarſchaft be⸗ 
läſtigenden Lärms. 


Der Hausinhaber Sebaſtian L. und Anna O., Nachbarn der Keſſel⸗ 
fabrik des Vincenz P. in Wien ſtellten im eigenen und im Namen der 
übrigen benachbarten Hausbeſitzer und Parteien an den Magiſtrat das Be⸗ 
gehren um Verfügung der Einſtellung der Keſſelfabrication des Vin⸗ 
cenz P., wegen des bei dieſer Fabrication dadurch verurſachten un⸗ 
leidlichen Lärms, daß im freien Hofraume eine Menge Arbeiter mit 
dem Aufſtellen und Nieten von Keſſeln für Spiritusbrennereien und 
Brauereien beſchäftiget ſeien. 

In Folge deſſen hat der Magiſtrat nach Erhebung und Con⸗ 
ſtatirung des Thatbeſtandes dem Vincenz P. aufgetragen, ſeinen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb aus dem offenen Hofraume vollſtändig zu entfernen, in 
geſchloſſene Werkſtätten zu verlegen und für den Fall, als die ge⸗ 
ſchloſſenen Werkſtätten für die Fabrication von Gegenſtänden von 
großem Volumen, wie z. B. Sudkeſſel⸗Braupfannen, nicht geeignet 
ſein ſollten, ſolche nach vorherigem Conſens an einem geeigneten, mehr 
iſolirten Orte herzuſtellen und überhaupt ordentliche Vorſorge zu 
treffen, daß die Nachbarſchaft keinen Anlaß zu berechtigter Klagführung 
habe. Vincenz P. ergriff gegen dieſe magiſtratliche Entſcheidung den 
Recurs an die Statthalterei, welchem jedoch keine Folge gegeben wurde. 

Im Miniſterialrecurſe gab Vincenz P. wohl zu, daß der Be⸗ 
trieb feiner Fabrik für die nächſte Nachbarſchaft beläftigend ſei, beſtritt 
aber, daß ihm die Beſchränkung oder Einſtellung des Fabriksbetriebes 


aufgetragen werden könne, weil ihm ja im Jahre 1846 die Landes⸗ 


Fabriksbefugniß der Keſſelfabrication ohne irgend welche Bedingung 
verliehen worden ſei; außerdem ſei ihm auch der geſetzliche Grund 
nicht bekannt gegeben worden, aus welchem er ſich die Einſchränkung 
ſeines Fabriksbefugniſſes gefallen laſſen müßte. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 12. April 1873, 3. 
560, gleichfalls der Berufung des Vincenz P. keine Folge gegeben. 

Die Argumentation, die dieſer Entſcheidung zu Grunde lag, 
war folgende: Wenn auch dem P. jenes Landes⸗Fabriksbefugniß im 
Jahre 1846 ohne beſondere Beſchränkung ertheilt worden, ſo ſei es 
doch im Hinblicke auf § 31 der Gewerbe⸗Ordnung immer ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß der Betrieb nur in einer für die Nachbarſchaft unnach⸗ 
theiligen Weiſe ausgeübt werden dürfe und daß die Behörden, wenn 
dies nicht geſchieht, nicht bloß berechtigt ſondern verpflichtet ſind, all⸗ 
fälligen Beſchwerden auf den Grund zu fehen und die erforderliche 
Abhilfe zu treffen. L. 
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Die im Trieſter Dazreglement für Dazübertretung geſetzte Sanction 

des Verfalls des Dazobjectes oder des Geldäquivalentes desſelben 

iſt als eigentliche Strafe, nicht als Verfall von Waaren ꝛc. anzu⸗ 

ſehen ($ 5 der Minifterialverordnung vom 31. Jänner 1860, 
N. G. Bl. Nr. 31). 


Nach § 57 e dis ſtädtiſchen Dazreglementes in Trieſt macht 
ſich einer Dazübertretung auch derjenige Beſitzer im dortigen Territo⸗ 
rium ſchuldig, welcher Wein eigener Production in was immer für 
einer Quantität verkauft, ohne hievon bei der zunächſt gelegenen Daz⸗ 
ſtation die Anzeige erſtattet zu haben. Die Sanction dieſer Uebertre⸗ 
tung iſt nach dem letzten Abſatze des obigen Paragraphes Verfall des 
Dazobjectes ſammt Gefäß oder Geldſtrafe im Werthe des verfallenen 
Objectes. 

Dieſer Uebertretung hat ſich Matteo M. dadurch ſchuldig ge⸗ 
macht, daß er 10 Eimer eigenen Weines an den Wirth Michael S. 
in T. verkaufte, ohne dem nächſten Dazamte hievon eine Anzeige er⸗ 
ſtattet zu haben. In Folge deſſen wurde Matteo M. vom Trieſter 
Magiſtrate zu einer Geldſtrafe von 110 fl., entſprechend dem Werthe 
des nicht mehr vorfindlichen mit 10 fl. per Eimer verkauften Weines 
und zwar zu Gunſten der ſtädtiſchen Dazadminiſtration, verurtheilt. 

Die Statthalterei hat über Berufung des M. die demſelben 
auferlegte Geldſtrafe auf Grund des $ 5 der Miniftertalverordnung 
vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31 auf 25 fl. herabgemin⸗ 
dert, weil es ſich lediglich nur um die Außerachtlaſſung der vorge⸗ 
ſchriebenen Formalität durch Matteo M. gehandelt habe und die Strafe 
von 110 fl. in dieſem Anbetracht zu hart erſcheine. 

Die Dazadminiſtration recurrirte gegen die Statthaltereientſchei⸗ 
dung, indem ſie betonte, daß die Verorduung vom 31. Jänner 1860, 
R. G. Bl. Nr. 31, auf Grund welcher die Strafmilderung erfolgt 
iſt, im vorliegenden Falle nicht angewendet werden könne, weil nach 
§ 4 des Dazreglements vom 15. November 1866 das einzige Geſetz 
für den ſtädtiſchen Daz von Getränken in Trieſt dieſes Reglement 
ſei. Dasſelbe kenne keine Verſchärfungs⸗ oder Milderungsgründe und 
beſtimme für die Uebertretung des § 57 lit. e. Verfall des Daz⸗ 
objectes ſammt Gefäß und in deffen Ermanglung Geldſtrafe im 
Werthbetrage des Objectes. Es handle ſich hier eigentlich nicht um 
eine Strafe, ſondern um den Verfall des Dazobjeetes, bezie⸗ 
hungsweiſe Zahl ung feines Aequivalentes. Wären die 10 Eimer 
Wein vorfindlich, ſo würden dieſe confiscirt und von der Anwendung 
eines Milderungsrechtes könnte nicht einmal die Rede ſein, wollte dies 
aber dennoch geſchehen, jo wäre nach der citirten Verordnung vom 
Jahre 1860 hoͤchſtens das Miniſterium hiezu competent, dem einzig 
und allein die Milderung und Nachſicht der Strafe des Verfalles 
von Waaren, Feilſchaften oder Geräthen u. ſ. w. vorbehalten ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 26. Mai 1872, 
3. 7403 unter Beſtärigung der Statthaltereientſcheidung der Beru⸗ 
fung der Dazadminiſtration in Trieſt keine Folge gegeben. M. 
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Die Beſchimpfung eines Seelſorgers der Altkatholiken während 

ſeiner Function begründet nicht den Thatbeſtand des Vergehens der 

Beleidigung einer geſetzlich anerkannten Kirche oder Neligions⸗ 
geſellſchaft nach $ 303 St. G. B. 


Als B., Seelſorger der altkatholiſchen Gemeinde in X., einen 
feierlichen Leichenzug über den Marktplatz führte, rief die 60jährige 
katholiſche Gemüſehändlerin A. ſo laut, daß es alle in der Nähe 
ſtehenden Perſonen hören konnten: „Seht euch einmal den Kerl an, 
wie er vorausgeht. So weit hat er die Menſchheit verführt“! Dieſe 
Worte wurden zwar nicht von B., wohl aber von zwei Zeugen D. 
und T. gehört, welche dieſelbe dem B. mittheilten und dieſelbe bet 
Gericht mit dem Beifügen bezeugten, daß damit nur B. gemeint 
fein konnte. Die A. wurde wegen des Vergehens des $ 308 St. ©. 
(Beleidigung einer geſetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgeſell⸗ 
ſchaft) in Unterſuchung gezogen, B. klagte die A. überdies wegen 
Ehrenbeleidigung. 1 

Die erſte Inſtanz erkannte die A. „des im § 303 St. G. B. 
bezeichneten Vergehens gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung durch 
Beleidigung eines katholiſchen Seelſorgers bei Ausübung gottesdienſt⸗ 
licher Verrichtungen ſchuldig und verurtheilte dieſelbe unter Anwen⸗ 
dung des § 266 St. G B. zur Strafe des ſtrengen Arreſtes in der 
Dauer von 14 Tagen .... Aus der Begründung dieſes Erkenntniſſes 
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heben wir nachfolgende Stellen hervor: „Nachdem die Aeu⸗ 
ßerung der A. an ſtch eine beleidigende iſt, nachdem dieſelbe öffentlich 
oder vor mehreren Leuten erfolgte, nachdem ſie ferner gegen B. in 
ſeiner Eigenſchaft als Religionsdiener der katholiſchen Kirche gerichtet 
war, indem die ſogenannten Altkatholiken, welche von der katholiſchen 
Lehre lediglich das neue Dogma von der Unfehlbarkeit des Papſtes 
nicht anerkennen, als Katholiken anzuſehen ſind, da das Geſetz 
zwiſchen Alt⸗ und Neukatholiken keinen Unterſchied kennt, nachdem 
endlich auch die Führung eines Leichenconductes von Seite eines 
Seelſorgers als gottesdienſtliche Verrichtung betrachtet werden 
muß .... ., fo begründet jene Aeußerung der A. den Thatbeſtand 
dis im $ 303 St. G. B. bezeichneten Vergehens. 

Auf Berufung der A. erkannte das Oberlandesgericht dieſelbe 

des Vergehens des § 303 St. G. B. nicht ſchuldig, dagegen aber 
der im § 491 St. G. bezeichneten Uebertretung der Ehrenbeleidigung 
durch öffentliche Schmähung ſchuldig. Die Staatsanwaltſchaft führte 
gegen das obergerichtliche Erkenntniß die Berufung aus und machte 
geltend: ...... die ſogenannten Altkatholiken ſeien nichts anderes 
als die ſogenannten Neukatholiken, nämlich Katholiken, welche an den 
Lehren der katholiſchen Kirche fefthalten und nur das am 18. Juli 
1870 neu definirte, bekanntlich viel und von competenter Seite be⸗ 
ſtrittene Dogma von der Unfehlbarkeit des Papſtes nicht anerkennen. 
Der Staat als ſolcher habe ſich darum nicht zu kümmern, ob ein⸗ 
zelne Lehren. Gebräuche u. ſ. w. einer Kirche von den Angehörigen 
derſelben anerkannt und befolgt werden oder nicht und bis zu dem 
heutigen Tage ſei auch in der That von der Geſetzgebung der Glaube 
an das Unfehlbarkeitsdogma nicht als Criterium eines wahren Katho⸗ 
liken ſeſtgeſtellt worden; die Geſetzgebung habe überhaupt dieſes neue 
Dogma ignor irt. Abgeſehen von dieſer (weiter ausgeführten) 
allgemeinen Erwägung beruft ſich die Staatsanwaltſchaft zur Recht⸗ 
fertigung ihrer Anſicht, daß die ſogenannten Altkatholiken Katholiken 
ſind und daß B. als Seelſorger der Altkatholiken in T. der Reli⸗ 
gionsdiener einer im Staate anerkannten Kirche, nämlich der katho⸗ 
liſchen Kirche iſt, auf den h. Erlaß des Miniſteriums für Cultus und 
Unterricht an die Länderchefs ddo. Wien, 20. Februar 1872, in 
welchem es ausdrücklich heißt: „Die Regierung muß die ſogenannten 
Altkatholiken inſolange als innerhalb der katholiſchen Kirche und auf 
dem Boden des geſchichtlich herausgeſtalteten kirchlichen Geſammtorga⸗ 
nismus ſtehend betrachten, als dieſelben nicht in Gemäßheit des Ar⸗ 
tikels VI des Geſetzes vom 25. Mat 1868, R. G. Bl. Nr. 49 
ihrem Austritte aus der Kirche den vorgeſchriebenen Ausdruck gegeben 
haben .. Würde die Annahme des Oberlandesgerichtes, daß die 
ſogenannten Altkatholiken bisher als Religionsgeſellſchaften geſetzlich 
nicht anerkannt erſcheinen und daß dieſelben auch in keinem Verbande 
mit einer anerkannten Kirche oder Religionsgeſellſchaft ſtehen, richtig 
ſein, ſo müßte, da nach Art. 16 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, Nr. 142 R. G. Bl. den Anhängern eines geſetzlich 
nicht anerkannten Religionsbekenntniſſes bloß die häusliche Religions⸗ 
übung geſtattet ift, gegen die gemeinſame öffentliche Religionsubung 
der Altkatholiken mindeſtens nach der Miniſterialverordnung vom 
5. April 1859, Nr. 53 R. G. Bl. eingeſchritten werden, was aber 
bisher nirgends geſchehen ſei, woraus gefolgert werden müſſe, daß die 
ſogenannten Altkatholiken als in den Verband der katholiſchen Kirche 
gehörig allgemein anerkannt werden. Uebrigens ſei, abgeſehen von dem 
allen, die Eöſung der Frage, ob B. als Altkatholik einer geſetzlich an⸗ 
erkannten Kirche angehoͤrte, in keinem Falle der Angeklagten B. zu: 
geſtanden. Zum Thatbeſtande des im § 303 St. G. bezeichneten 
Vergehens gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung genüge es, daß 
eine öffentliche kirchliche Feierlichkeit ſtattfand, welche von der Staats. 
verwaltung wenigſtens ſtillſchweigend geduldet worden war und daß 
dieſe Feierlichkeit von der Angeklagten durch ihre unanſtändige Aeu⸗ 
ßerung geſtört wurde ....“ s 

Der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf mit Entſcheidung vom 
29. April 1873, 3. 4352 dieſe Berufung und beſtätigte das ober⸗ 
gerichtliche Nichtſchulderkenntniß mit folgender Begründung: „weil 
nach Art. IV des Kundmachungspatentes des allgemeinen Strafgeſetzes 
vom 27. Mai 1852 nur Dasjenige als Verbrechen, Vergehen oder 
Uebertretung behandelt und beſtraft werden kann, was in demſelben 
ausdrücklich als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung erklärt wird, 
und demnach eine ausdehnende Auslegung der betreffenden Beſtimmun⸗ 
gen unzuläſſtg iſt, und weil der Wortlaut und Sinn des § 303 des 
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St. G. in ſo ferne in demſelben die Beleidigung des Dieners 
einer im Staate geſetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgeſellſchaft 
bet Ausübung gottes dienſtlicher Verrichtungen als Vergehen erklärt 
wird — auf den vorliegenden Fall keine Anwendung findet, indem der 
beleidigte B. ſich ſelbſt nicht als Religionsdiener der katholiſchen Kirche, 
ſondern als Seelſorger einer fogenannten altkatholiſchen Gemeinde zu 
X. qualificirt und als folder in Function geweſen zu ſein erklärt, bei 
demſelben demnach auch nicht die im § 303 des St. G. zum That⸗ 
beftande des daſelbſt bezeichneten Vergehens vorgefehene perſönliche 
Eigenſchaft (als Reltgionsdiener einer geſetzlich anerkannten Kirche) 
vorhanden angenommen werden konnte und demzufolge nur der That⸗ 
1075 einer als Uebertretung zu ahndenden Ehrenbeleidigung übrig 
ieb “. 


„ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſter des Innern Joſeph Freih. v. Laſſer das 
Großkreuz des Leopoldordens, dem Handelsmtniſter Dr. Anton Ban hans, dem Juſtiz⸗ 
minifter Dr. Julius Glaſer und dem Minifter Dr. Joſeph Unger den Orden der 
eiſernen Krone erſter Claſſe, jedem taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben genehmigt daß der Po lizeidirector in Wien aus 
Anlaß ſeiner Einreihung in die vierte Rangclaſſe den Titel „Präfident der Pollzei⸗ 
direction in Wien“ zu hen habe. 7 

Der Minifter des Innern hat zu Statthalterei- und Re gierungsſe⸗ 
cretären bei den politifchen Landesbehörden ernannt, u. zw.: 

Für Böhmen: den Titular⸗Statthaltereirath Joſeph Schenz, den Titular⸗ 
Bezirkshauptmann Karl Maſch ka, die Statthaltereiconcipiſten Joſeph Hnilicka 
und Emil Jand a, die Bezirkscommiffäre Franz Paris und Joſeph Stummer, 
die Statthaltereiconeipiſten Wilhelm Daublebsky v. Sterneck, Guſtav Exeli, 
Victor Klima, Friedrich Ritter Jenik⸗Zaſadsky v. Gamſendorf, Adalbert 
Kaliwoda und Guſtav Hegrowskyz 

für Dalmatien: den früheren Kreiscommiſſär erſter Claſſe Franz Colom ba⸗ 
nt, den früheren Statthalterei⸗Secretär Dr. Johann Lux ar do und die Bezirks⸗ 
commiſſäre Bernhard v. Zamagna und Richard Beden; 

für Galizien: den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Emil Czerlun ez a⸗ 
kiewicz, den Bezirkscommiſſär Eduard Erlacher v. Khay. den fait. Rath und 
früheren Statthaltereiſecretär Leopold Ritter v. Lacho ws ki, die Bezirkscommiſſäre 
Emil Krawezykiewicz, Andreas Bieſfadski, Peter Ritter v. Skwarezynski. 
Leopold Ritter v. Plazinski und Franz Ritter v. Sobolewski, den Statthal⸗ 
tereiconcipiſten Albin Ottmann, die Bezirkscommiſfäre Mieeislaus Ritter v. Poli⸗ 
kowski und Benedikt Biernacki, dann den Statthaltereiconcipiſten Eduard 
Gorecki; 

1107 für Deſterreich unter der Enns: den faif. Rath Vincenz Edl. v. Edlen bach, 
die Titular⸗Statthaltereiſecretäre Franz Freih. vMenßhengen und Victor Ritter 
v. Pfersmann, den Bezirkscommiſſär Joſeph Freih. Krticzka v. Jaden, den 
Statthaltereiconcipiſten Aban Freiherrn v. Salzgeber, den Bezirkscommiſfär Ema⸗ 
nuel Puchberger, die Statthaltereiconeipiften Auguft Matzt und Conſtantin 
Habicher, den Regierungdconeipiften Ludwig Sauter und den Statthaltereicon⸗ 
cipiſten Franz Freiherrn v. Kraußz 

für Oeſterreich ob der Enns: den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Oswald 
Sturm, den Titular⸗Statthalterei⸗Secretär Frz. Freiherr v. Obenaus, den Be⸗ 
zirkscommiffär Wilhelm Bott, dann die Statthalterei⸗Concipiſten Robert Ritter 
v. Ebner und Otto Ritter v. Schullern; 

für Salzburg: den Bezirkscommiſſär und Hilfsämter⸗Director Dagobert 
Pröll; N 
. für Steiermark: den Titular Statthaltereifecretär Ferdinand Grafen Thurn 
und Taxie, den Statthaltereiconcipiſten Anton Stadler, die Bezirkscommiſſäre 
Friedrich Ritter v. Finetti und Franz v. Makszin, daun den Regierungsconei⸗ 
piſten Alfons Pa vich v. Pfauenthal; 

für Kärnten: die Regierungsconcipiſten Karl Maurizio Edl v. Mohreu— 
feld und Anton Stanfel; 

für Krain: den früheren Bezirksvorſteher Wilhelm v. Roeder; 

für die Bukowina: den früheren Bezirksvorſteher Theophil Plewinzki 
und den Regierungsconcipiſten Joſeph Patak; 

für Mähren: den früheren Statthaltereiſeeretär Moriz Lenkart, den vorma⸗ 
ligen Kreiscommiſfär erſter Claſſe Hugo Linhart, den Bezirksvorſteher Wenzel 
Werner, die Bezirkscommiſſäre Joſeph Gaſtl und Frz. Richter, dann den Statt⸗ 
halterei⸗Concipiſten Johann Meixner; 

für Schleſien: den Regierungsconcipiſten Albert Kloſe und den Bezirkes 
commiſſär Wilhelm Groß; 

für Tirol: den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Dr. Thomas Rungg, den 
früheren Bezirksvorſteher Joſeph Würſtl, den Statthaltereiconecipiſten Karl v. Dal⸗ 
latore, die Bezirkscommiſſäre Ednard Conte di Manzan o und Or. Franz Vogl, 
dann den Sttatthaltereiconcipiſten Dr. Karl v. Pütz; 

für das Küftenland: den Titular⸗Statthaltereirath Jakob Pall na, den frü⸗ 
heren Statthaltereiſecretär Leopold Ritter v. Mayers bach, den vormaligen Kreis⸗ 
commiffär erſter Claſſe Vincenz Kircher und den früheren Bezirksvorſteher Karl 
Ritter v. Gum er. 


Erledigungen. 


Zwei landesfürſtliche Bezirksarztesſtellen für Krain mit der neunten Rangsclaſſe 

und den denſelben geſetzlich zukommenden Bezügen, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 130.) 

Hausarztesſtelle in der Stadt Wiener Verſorgungsanſtalt St. Andrä an der 

Traiſen mit 1200 fl. Jahresgehalt, Quinquennalzulagen und Naturalquartier, bis 
Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 131.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piftert, 


